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Das Bauplanungsrecht in EnEland

I .  Einleitung
Die ersten Gesetze zur Regelung des Städtebaus finden sich

in England um die Mitte des vergangenen Jahrhundens. Mit ihnen
soll te den gröbsten Mißständen der industr iel len Revolut ion
abgeholfen werden. 1947 erfolgte eine grundlegende Erneuerung
des Rechtsbereiches, weicher als Planungsrecht bezeichnet wird.
Im Unterschied zum deutschen Recht wird hierunter das gesamte
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht mit Ausnahme einiger
S pezialplanungsgesetze und der Vorschrif ten über die technischen
Anforderungen an die Bauausführung verstanden. Heute ist das
allgemeine Planungsrecht mit dem 1947 eingeführten System
der Bodennutzungskontrol le in den Town and Country Planning
Acts 1.971172 (TCPA) mir den Ergänzungen durch.den Locai
Government, Planning and Land Act 1.980 enthalten. '

Als eigentl iches Kontrol l instrumentarium ist darin die Auf-
stel lung sogenannter Entwicklungspläne und für bestimmte
Bodennutzungen ein Genehmigungserfordernis vorgesehen. Der
Konzeption nach handelt es sich bei den Entwicklungsplänen,

'-  
_ eren grundsätzl iche Einhaltung über die Genehmigungseneilung-sicherglstel l t  

werden sol l ,  um äine mit den Mittel i  där plächen--
reservierung arbeitende I. ' lächennutzungsplanung. Insoweit ist
die Bodennutzungskontrol le mit den entsprechenden Regelungen
des Bundesbaugesetzes vergleichbar, jedoch rnit  dem fundamen-
talen Unterschied, daß die Entwicklungspläne keine rechti iche
Bindung bei der En^tscheidung über die Zulässigkeit eines Bau-
vorhabens entfalten. '

I I .  Das Genehmigu ngserfordernis
Die Schlüsselfrage des englischen Planungsrechtes ist,  ob ein

bestimmtes Projekt "Development" im Sinne der Legaidefiniton
des TCPA darstei l t  oder nicht. Deveiopment bedeuret danach
die Bauausführung von oder an Gebäuden und technischen
Anlagen, Abbau von Mineral ien oder andere Tätigkeiten in, auf,
über oder unter dem Erdboden (1. Alternative), oder die Durch-
führung irgendeiner materiellen Nutzungsänderung eines Gebäu-
des odcr Grundstückes (2. Alternative)." Für beide Arten der
Aktivi täten, die sich iedoch überschneiden können. sieht das
Gesetz die Ertei lung einer Bebauungs- oder Entwicklungsgeneh-
migung (Planning Permission) vor.' Dieser Grundsatz wird alier-
dings über den Begrif f  des Entwicklungsvorhabens und über
Ausnahmen und Beschränkungen des Genehmigungserforder-

I r isses modif iziert.
Unter einer Bauausführung von oder an Gebäuden sind auch

Wiederaufbauarbeiten, baul iche Anderungen und Erweiterungen
von Gebäuden und andere Tätigkeiten zu verstehen, die norma-
lcrweise von einem Bauunternehmer ausgeführt werden.'  Der
Abriß eines Gebäudes ist nur dann genehmigungspfl icht ig, wenn
cr mit weiteren Baumaßnahmen in Zusammenhang steht.o Kein
Development sind lnstandhaltungs-, Verbesserr:ngs- und Ande-
rungsarbeitcn, sofern sie im Inneren des Gebäudes durchgefühn
werden otler das äußere Erscheinungsbild nicht wesentl ich
verändern und keine Veränderungen des Gebäudeuntergrundes
vorsehen, sowie Arbeiten der öffentl ichen Hand an öffentl ichen
Einrichtungen wie Straße n, cler Kanalisation und dem Kabelnetz,
die der Instandsetzung und -haltung, Verbesserung oder Erneue-
rung d ienen.?

Ein Gebäude im Sinne des Gesetzes ist iede bauliche Anlase
oder Konstruktion mit Ausna_hme der Einrichtungen und Anlagän
im inneren eines Gebäudes.E Maßseblich sind iach der Reäht-
sprechung Größe, Stabi l i tät und ieste Verbindung der Anlage
mit dem Boden. Auch eine Anderung des Gebietscharakters
kann en tsche idend se in .e

Nach der 2. Alternative der Legaldefinition ist für die Geneh-
migufigsbedürftigkeit eines Projektes ausschlaggebend, ob die
Nutzungsänderung eines Gebäudes oder Grundstückes materiell,
d.h. bezogen auf ein bestimmtes Planungsgebiet (der sogenannten
Planning Unit) erheblich ist. '"  Das Gesetz enthält hierzu nur

wenige Hinweise. Zur Vermeidung von Zweifeln wird die' l 'ei lung
eines Einfamil ienhauses in mehrere abgeschlossene Wohnungen
und d ie  Ab lagerung von Abfä l len  au f  e inem dafür  v t , rgesehenen
Geiände, wenn dieses erweitert oder cl ie zulässise t{öhe der
Ablagerung überschrit ten wird, zu einer geneh migu ngspfl  i  ch r igen
Nutzungsänderung erklärt.  Gleiches gi l t  für die Anbringung von
Werbeaniagen an Gebäudeaußenwänden. " Nicht genehmigungs-
pfl icht ig sind die Nutzungsänderung eines Wohngrundstückes
zum Zweck der besseren Bewohnbarkeit,  die j \nderung erner
land- oder forstwirtschaft l ichen Nutzuns von Land und beste-
henden Gebäuden und die Nutzungsän,lerung innerhalb einer
durch , Verordnung (Use Class Orclcr) festgelegten Nutzungs-
k lasse . "  D ie  w ich t igs ten  Nutzungsk l : l sse  n  be t re f  fcn  c  jne  Nutzung
als Ladengeschäft,  als Büroraum, die Nr,rtz,ung eints ( icb: iui ics zu
gewerbl ichen oder industr iel len Zu'ccken ohnc zusri tzi ichc
Umweltbelastungen und die Nutzung zu normllcn industr iel len
Zwecken. l3

Wi rd  e in  aus  mehreren  t läusern  l rcs t< ' l rcnr lc r  ( l ch ; iu , lekomplcx
zu einem gemeinsamen übergeordnetcnr Zrn'ecl< benutzt. ist die
Anderung in  der  Nutzung e ines  e inzc lnc 'n  Gebä i r , l cs  r r r rc rhc i r l i c l r ,
w e n n  d e r  G e s a m t c h a r a l c t e r  d c r  N u t z u n g  c r l r . r l t c r r  I ' l t  r l r t .  I ; r n
soicher F'al l  l iegt etwa vor ber eincrr Vcnurrl trrngsg,- ' l r ; iut ic aul
einem Fabrikgelände.oder der E inri  chtunq ei ncr Versrr ni l  r  b tc i lu n g
in  e inem Kaüthaus . la  D ie  P lann ing  t l r r i i  kar r r r : r l so  u r rch  nur  au i
e inem Gebäudete i l  bes tehen.  Unter '  [ ' r r rs t in t l t ' n  i s r  r l rhc r  euch
die Erweiterung einer Nutzung aul cincn lnrlcrcn ( ielr: iLrt lctei l
genehmigungspfl icht ig." Tl i t t  dic ncuc Nutzung dascg6n 5sl[-
s tänd ig  neben d ie  b isher ige ,  w ie  rm l i r i l c  e incs  Warenautomaten
auf einem Tankstel lengelände, ist dic Nutzungsänderung erheb-
, .  ,  1 6
l l c h . ' -

Ansonsten ist eine materiei le Nrrtzungsrint lerung stets bei
e inem Wechse l  der  Nutzungsar t  g ( 'H( '1 , (  n .  ; t l r , ,  ( l \ \ ' . t  l ) (  i  c tncn l
Übergang von der Nutzung als Wohnraurn : lut enle Nurz.ung als
Gewerberaum. Dabei ist in Zweifelsfäl len entsche ir lcnd, olr cler
Nutzungscharakter verändert wir. l  .r  

j  
De shl lb i iegt auch e in

Wechse l  der  Nutzungsär t  vor ,  wcnr r  c in  I leus ,  t l : rs  l r i s l rc r  von
einer Famil ie bewohnt worden ist,  an nrehrerc i ; :rnri l ie n ve rmie-
te t  w i rd .  Denn durch  d ie  Veränderung hr t  das  I la r . rs  dcn  Oharak ter
ais Einfamil ienhaus verloren.l8 In i l , inzcif : i l lcn I iann sosal einc
gesteigene oder intensivierte Nutzung l ls N u r z tr  nqs.i  i r . lcru ng
genehmigungspfl icht ig sein, unter Llnrst lnrlcn sogur cinc l iort-

1  Sec t i ons  ohne  nähe re  Anga t re  s i nd  so l c l r c  t l c s ' 1  . ( l .P .A .  7 r r  r l cn  ( l r un< l
lagen des engl ischen Städtebaurechts vgl .  auch I )avic l ,  Zurr  Rechts-
instrumentar ium der Stadterneuerung in GB, Zf lJ I t  191t2,  S.  5 i  f f .

2 Vgl .  David,  Rechtsgrundlegen des engl ischcn Städtebirus,  S.  22,  33.
3  Sec .  22  (1 ) .

4  S e c . 2 3  ( 1 ) .

5  S e c . 2 9 0  ( 1 ) .
6 Vgl .  Coleshi l l  & Distr ic t  Investment Co. v.  M.H.L.G. 0969) 2 Al l  E.R.

525 .
7  Sec .22  (2 )  ( a )  ( b )  ( c ) .
8  S e c . 2 9 O  ( 1 ) .
9  Vg l .  Buck inghamsh i re  C .C .  v -  Ca l l i ngham (1952 )  1  A l l  E .R .  1166 ;

Clrcshire C.C. v.  Woodward (1962) 2 ( ] . t i .  l2(r .
1O  Vg l .  Pa rkes ,  De te rm ina t i on  o f  t he  P lann ing  Un i t  ( 1972 )  J .P .L .605 ;

Markson ,  P lann ing  Un i t s  ( 1975 )  119  SJ  54 .
1 1  S e c . 2 2  ( 3 )  ( 4 ) .
12 Sec.22 (2)  (d)  (e)  ( f ) .
13 Vgl .  im einzelnen James, Notes on the Need for  Planning Permission,

s. 49 ff.
14 Vgl .  Burdle v.  S.S.E.  (1972) L W.L.R. 12O7; Vickers-Armstrong Ltd.

v.  Central  Land Board (1957)9 P.  & C.R. 33:Brazi l  Ltd.  v.  Amersham
R.D .C .  ( i 967 )  6s  L . c .R .  36s .

15 Vgl .  Brooks v.  Gloucestershire C.C. (1967) 19 p.  & C.R. 90.
16 Vgl .  Bendles Motors Ltd.  v.  Br isto l  Corp.  (1963) 1 W.L.R. 247.
17 Vgl .  East  Barnet  U.D.C. v.  Br i t ish Transport  Commission (1962)

2  Q .8 .484 .
18 Vgl .  Birmingham Corp.  v-  M.H.L.G. (1964, 1Q.8.  i78.

6/Dezember 1983 ZfBP\ 2 5 7



setzung der bisherigen Nutzung mit anderen Mitteln. le Eine
genehmigung.spfl icht ige Inrensivierung der Nutzung kann sich
auch .dadurch. ergeben, da{3 eine Tätigkeir,  die bis} ier nebenbe-
ruf l ich oder als Hobby ausgeübt wurdd, zum Hauptberuf wird.2o

Schwierigkeiten entsrehen regelmäßig, wenn eine Nutzung
unterbrochen worden ist.  Es fra t  sich-dann, ob die Nutzunä
noch als kontinuierl ich angesehen werden kann oder als Beendil
gung mir anschl ießender Wiederaufnahme a) demselben
Nutzungszweck. In diesem Fall  wäre eine neue plannins
Permission erforderl ich. Entscheidungserhebliche Faktoren sinä
die. Länge der Unterbrechung und d-er Umstand, ob das Land
zwischenzeit l ich anderweit ig genutzt worden ist.  Nach der
Rechtsp.rechung kann die lVieäeraufnahme der alten Nutzung
nach zehn,M"rn,", j . l l  jedenfal ls nicht mehr als Fortsetzu.rg 

"rrg.:sehen werden." Die Wiedcraufnahme bei einem saisonb.ä' ingän
Nutzu.gswechsel stel l t  kr irrc nareriei le Nutzu'gsänderungäar,
y.! l  j l .  . jeweil igc !u11ung ursprünglich rechimäßig g.ö.u.n
rst." '  Wird v()r) rwei gleichweniger Nutzungen einei Flanning
Unit eine für [ ingere Zeit aufgegeben, kann*dies nicht nur dai
Ende der einen Nurzung bedeutCn, sondern bei entsprechender
Auswertung cler anderen Nurzung auch eine Veränäerung des
gesamrcn N urzungscharak ters . , ,

Das Vcrfahrcn clcr Cenehmigungseneilung wird im einzelnen
durch l lechtsverordnung geregl l t .-Danach 

*kann 
ein Entwick-

lungsvorhlbcn luf zwel Arten die erforderl iche Zustimmung
erhaltcn. I , l  i  n mal kan n d ie l lebauungsgenehmigung für bestimmtE
Fallgruppcn r lr ,rrch t l ic Ver,rrdnung (Development Order) selbst' ' r tei  l r  werrl  cn, unr un'c r lr . i  I  tnismäßigen Verwaltungsaufwand zu

-crnrcit lcn. I)as V.rhairc.n gi l t  dann ohne Antrag unä eingehende
Prüfung als crlaubt. Al lcrdings können der ^i inister öder die
ört l ichc l) lenu'gsbehör.re t lurch einfache weisung das Antrags-
erf.rde rnis einf ühre',  wcnn es ihnen zweckmäßig-erscheint uid
nti t  t lcr t)urchführung des Vorhabens noch,r i"ht b.gorrrr.n
wor ( lcn  is t .  zunr  : rn t l c rcn  kenn d ie  p lann ing  permiss ion  Ä i t  den
erf.rdcrl icher t)ntcrhge '  bci der planungsüehörde des Distr ikts
beantragr rverdcn. Innerhalb von acht Woihen muß ein Bescheid
mrt sch.i f t l icfrer t legründung ergehen. Danach gi l t  der Antrag als
rbse leh  n  t .  ra

Die Ertci luns r lcr ( lenehmigung wird in bestimmten Fäl len
auch trngrerr, so zum l3eispiel bei der Err ichtung von Werbean-
l r igc r r  i r r  L l l r . rc i rs r ' ) rn rur )g  r r r i t  den  gc l tenden 

-Aus führungsbe-

srrnr.rungc' t lcs i \ l i . isrt ' rs trnt l  bei Entwickiungsvorhaberi der
c j r t l r chcn p lanungsbeh i i r t l cn  se lbsr ,  wenn d iJ  Gefahr  e iner
I n t c r c s s c n k o l l i s i o n  n i c h r  u c g c b e n  i s t . 2 s

I ' i i n igc  l ' .n t rv ick lungr r , , r i r . rbcn  s ind  von dem Er fo rdern is  der
P lann ing  l ) r ' rn r iss i .n  t l r r r t  r ' r  ( ieserz  be f re i t .  Es  hande l t  s ich  dabe i
. . )  r l l c  \ \ ' r t , l c r . rL r rn . r l ) ' l (  ( ' rnc r  Nutzung im I .a l le  e iner  be f r i s re ten
( ie ' . chr . ig r r r rg ,  l r t ' r  , le  r , lL t  l , r i s t  ebgeraufe  n  i s t ,  um d ie  w iederauf -
n . i l ) n l c , 1 ( ' r  , , r : I r  i r r t r l l r t  h e  n  \ r r t z u n g  i m  F a l l e  e i n e r  d u r c h  D e v e l o p -
r l c . r  (  ) r ' , i ( . r  ( . r ' i  ( . r l r ( .11 ,  . r l ) r . r  r i tngcschränk ten  Genehmigung Sowie'n  t j  Lc  \ \  r . . , . l r r ' . i r r t r rehnr t .  t l t . r  rcch tmäßigcn Nutzune nach e inem

-ehör r l l ichcn \ irrgehen gcgcrr nicht autorisierre En-twicklung.26
Dic t lurth I)cvclopnrr 'rrr Orcler direkt zugelassenen Vorha-ben

\ \ 'e r r l cn  un ter  (1cr  s r i l l r chrvcrgenr len  Bed ing-ung genehmig t ,  daß
,\.nt ')rgen r,.u t ' i .cr irn n.16xlq1 entraf isveif ihren eäeil ten
I ) l lnn ing  l , c r rn iss ion  un l r t ' r i rh r t  b le iben ur id  d"ß  das  Vorhaben
l ic * r t  re  u r '  . \ . i cg .ng  , r l t ' r  weSent l i che  Anderung der  zu fahns-
*  cg t '  t  r t . r , i t ' r r  . i l t ' r  l r t ' i rh : r l t c t  und ' l t i l nehmer  

äm s t raßenver -
k c l r r  n r e l r r , l u r e i r  S r r l r r l r r , i r r n d e r u n g c n  g e f ä h r d e t  w e r d e n . 2 ?
Iiolgende Lntw,icklungsvorhaben sinl dÄach ohne weiteres
zugelasse n, Umbauten an Wohnhäusern bis zu einer Vergrößerung
t les  Gebr iudes  ' .n  5 ( )  c l . l . r  oder  1 /10  der  Baumasse- (max imi i
jedoch 115 cbm); Grunrlstückseinzäunungen, Zufahrtswege und
Ira,ssad en re-novleru ngen ; b cst immte N utzungsändaaungan "inna._
hrlb . ler Use Clrss Or,. ler; . l  rc Aufstel lung vän Bautei,  Anlagen
und Masch inen währent i  t l c r  Dauer  von Bäuarbe i ten i  der  Ausüau
von Industr ieanlagen unrl €ebäuden, sofern die Höhe des ur-
sprünglrchen Gebäudes nicht überschrit ten und die Baumasse um
nich t  n re  h r  a ls  1 i  10  t le r  u rsprüng l ichen (bzw.  d ie  nu tzbare
Grundiläche r"rm nicht mchr els 500 qm) erweitert wird.28

Im nornra len  Ant ragsvcr lahren  g ib t  es  noch d ie  Besonderhe i t .
d ; r ß . t l e r  . \ . r r r r g s r c l l c r , l i , -  \ l i i g l i c h k e i t  h a t ,  u m  e i n e  r o g . n " n n , .
Out l ine  P lann ing  pernr rssror r  zu  ersuchen.  F l ie rbe i  kann" in  bezug
auf  l -age,  Konsr ruk t ion ,  iu l l c res  Ersche inungsb i ld ,  Zugang unä
Landsch aftsp lanr.r ng sch t,n vorab eine E ntschäidung der"Bef, örde

herbeigefühn werden, ,an die diese später auch gebunden isr.2e

-Ein,solches 
Vorgehe^n kann sich uo. ä"- Kauf änes Baugrund_

stückes oder vor Anfertigurg der planungsunterlagen empiehlen.

,.  
Bei Entwicklungsvorhabin, die in belondereri i leise geeignet

slnd, nachbarl iche Belange zu beeinträchtigen, hat,ter-Rnirag-
steller seinen Bauanrrag ln einer lokalen ieitung und auf deä
Grundstück selbst bekahntzumachen, damit Einw?nde gegen die
G;l lhmigung^^vorgebracht werden können. nie glei"ch? Ver-
pthchtung tr i f f t  eine ört l iche planungsbehörde, wJnn ein Ent-
wicklungsvorhaben ihrer Ansicht nach"nachrei l ige Auswirkuneen
auf landschaft l ich geschützte Gebiete haben karin.30 "

Sofern die ört l iche planungsbehörde nicht verpfl ichtet ist,
den- Bauantrag dem zuständilen Minister, .Jem Secretary oi
5 ta te  lo r  the  Env i ronm.ent ,  zur  Enrsche idung vorzu legen,  kann
sie entweder die Genehmigung verweig.rn äd.r das*Entwick-
lungsvorhaben mit odcr ohne nuflagcn"zulessen.3r Eine solche
Auflagenertei lung kommt nach ü.m Gesetzeswort laur in
Betracht, wenn die Behörde es nach ihrem Ermessen 1'ür r icht ig
hält.  Insbesondere kann durch .A,uf lagen die F.ntwicklung at#
anderem Land, über das d.e1 _Antrag-steller Verfügungsglwalt
besitzt,  gele.nlc und die Durchführung"von Arbeiten aul solchem
Land gefordert werden, wenn es die üehörde im Zusamnrenhang
mit der G.enehmigungserrei lung für zweckdienl ich hri l t .  f  nr l-r t t i

: rnel 
zerthch. begrenzten Genehmigung kann durch Auflage dic

P.:. l t lgu$ der Bauten bzw, die Unterlassung der Landnulzung
bei Fristablauf sichergestelk werden.32

Bei der Entscheidung über den Bauantrag dürfen die Geneh-
migungsbehörden ihren Entscheidungsspielraum nicht in unzu-
Iässiger Weise selbst einschränken. Du-rch einen Venrag zwischen
Planungsbehörde und Anrragsrel lerkönnen daher nur äie Boden-
lulzung und Bebauung, nie die gesetzl ichen Kompetenzen der
Behörde beschränkt wärden.33 A*uch bei der Einräumuns eines
Ermessensspielraums gi l t  der Grundsatz, daß cl ie Bef,örden
verpfl ichtet sind, den zugesrandenen Spielraum in jedem einzel-
nen Fai l  zu nutzen und leden Fal l  aufgrund des'vorl iegenclen
Sachverhaltsgesondert zu bewerten. Oeshalb ist es dem Eritschei-
dungsträger verwehrt, sich für die Zukunft fesr an eine bestimmte
Ermessensausübung zu binden oder seine Entscheidung von der
Zustimmung eines Außenstehenden, etwa des Landwirtschafts-
ministers*, abhängig zu machen.

. Die Entscheidung der Planungsbehört le isr luch t l lnn rechts-
w ldng,  wenn s ie  au f  i r re  levanten  Erwägungen beruht  oder
relevante Gesichtspunkte außer acht gelassen worden sind.
Besondere Bedeutung erhält dieser Umsiand t iadurch, t laß die
önl iche.?lanungsbehörde gesetzl ich verpfl ichtet ist,  bei der
Entscheidung über den Bau-antrag al le wesentl ichen Gesichts-
punk te  zu  berücks ich t igen. rs  I I i c i  kor ln rcn  zunäc l rs t  vor  a l l cm
städtebauliche (planerische) Gesichtspunkte in tserracht, insbe_
sondere die generel len Auswirkunqen (auch visuel ler An) auf cl ie
Umgebung und Vere inbarke i t  de ie ro jekres  mi t  t le r  E igcnan des
Gebietes oder die erklärten planungsi iele <jer Genehri igungsbe_
hörde.36 So kann etwa die Verfügbärkeit eines alternativen Bau-
geländes. für einen Flugplatz ein wesentl icher Faktor sein oder
_-_ bel elnem Antrag auf ir lutzungsänderung * der Bedarf an
Wohnraum.' '  Dagegen dürfen Gesichtspunkt-e nichtplanerischer
19 Vgf  .  Gu i ld fo rd  R.D.C.  v .  For tescue ( tg ig )  2  e .B .  112.
2O Vg l .  Peake v .  S .S.  fo r  Wales  (1971)  22  p .  &  C.R.  889.
21  Vg l .  Pos t i l l  v .  Eas t  R id ingC.C.  (1956)  2  A l t  E .R.694.
22  Vg l .  Webber  v .  M.H.L .G.  (1967)  J  A i l  L .R.  981.
23  Vg l .  Har t ley  v .  M.H.L .G.  (1969\  3  A l l  E .R.  1658.
24  Secs .  24  ( I )  (2 ) ,25 ;  sowie  Ar t .  j  (1 ) ,  4  (1 ) ,  5  (1 ) ,  7  des  Genera l

Development Order 1977 (G.D.O.).
25  Secs .  64 ,27O.
26 Sec.23  (5 )  (8 )  (9 ) .
27  Ar t .  3  (2 )  (3 )  c .D.O.
28 Vgl. im einzelnen Sch. 1 G.D.O.
29 Sec.42  (1 ) ;  Ar t .  2  (1 ) ,  5  (2 )  G.D.O.
3O Secs. 26, 28i Art.8 c.D.0.
3 1  S e c s . 2 9  ( 1 ) ,  J 5 .
32  Sec .  3O (1) .
3 3  S e c .  5 2  ( 1 )  ( 3 ) .
34  Vg l .  Lavender  v .  M.H.L .G.  (1970)  1  W.L .R.  12  j1 .
3 5  S e c . 2 9  ( 1 ) .
36  Vg l .  e twa St r inger  v .  M.F I .L .G.  ( t97O)  r  W.L .R.  tZ82;Va lc  l i s ta res

L td .  v .  S .S.E.  ( t97O)  69  L .G.R.  543.
37  Vg l .  Rhodes v .  M.H.L .G.  (1963)  I  A l t  E .R.  3OO;  C lyde & Co.  v .  S .S.E.( 1 9 7 7 )  r 2 1  S t  s  r  3 .
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Art, etwa solche des Wettbewerbs oder Bedürfnisses, auch.einer
religiösen oder anderen Minde^rheit, nicht zur Grundlage der
Entscheidung gemacht werden.38

Nlcht endgült ig geklärt ist zur Zeit noch die Frage, ob wirt-
schaft l iche überlegungen in die Entscheidung mii einf l ießen
dürfen. Einerseits kann die Ertei lung der planning permission
nicht von den Finanzquellen und 

-geschäft l ichen- 
Zielen des

Antragstel iers abhängen, da es Sache des Unternehmers und
nicht der Planungsbehörde rst,  die Wirtschaft l ichkeit eines Vor-
habens zu beurtei len. Andererseits hat die Rechtsprechung auch
anerkannt, daß die voraussichtlichen Kosten cines pro.iektes
durchaus entscheidungserheblich sein können, wenn nahlich
etwa bei Nichterteilung einer Genehmigung zur Büronurzung die
Räume voraussichtl ich-leer stehen würien.3e

Seit der berühmten Entscheidung Roberts v. Ho-pwood{ ist
anerkannt, daß selbst bei entgegenitehendem Gesäizeswort laut
ein vollständig freies Ermessen der Behörden nicht existien. Die
Planungsbehörden dürfen daher einer planning permission nur
solche Auflagen beifügen, die vernünftig und fair sind und in
einem Zusammenhang mir der eriaubten Entwicklung stehen.al
So sind etwa Auflagen zum Schutz vor schädlichen ümweltein-
wirkungen, zur Sicherheit der Anwohner oder zur Erhaltuns des
I-andschaftsbildes und Ortscharakters zulässig, wobei ünter
Umständen sogar die Art des Baumaterials und der künftige
Bewohnerkreis ( in einer geschützten Grünzone z.B. nur lanä-
und forstwirtschaft l iche Arbeiter mit Angehörigen) vorgeschrie-
.en werden können.* '  Auch kann eine bestimmte F-orm der

Ylutzung festgelegt und eine Nutzungsänderung, sogar innerhalb
einer Nutzungsklasse, ausgeschlossen werden.as Duich Auflagen
kann auch in erlaubte Nutzungen und bestehende Rechte ei ige-
gri f fen werden, ohne daß in ledem Fall  eine Entschädigunglu
zahlen wäre.- tJnz_ulässig ist dagegen eine Auflege, die einem
Einzeihandelsgeschäft den Verkauf bestimmter landeseigener
Produkte vorJchreibt.as Unzulässig ist weiter eine Auflage] mit
der die ört l iche Planungsbehörde jährl iche Geldzahlungen als
Sicherheit für die endgültige Erfüllung einer Reihe von Aiflagen
fordert.a6 Persönliche-Umitände in dä person Jir er.."!ri.li.*
oder künftigen Nutzungsberechtigten dürfen ebenfelß kcific
Rolle spielen.

Eine Auflage ist nicht vernünftig und fair, wenn sie in Wider-
spruch zu anderen als den Planungsgesetzer{ stöht odgr die
Anwendung solcher Gesetze erweiiert oder urjrgcht.a? Ein
Antragsteller kann daher nicht verpflichtet werden, auf eigene
Kosten und ohne Entschädigung eine Verbindungsstraße über
sein Grundstück zu bauen und sie für den ailgerneinen Verkehr
freizugeben, weil  .  dies eine Umgehuüg der Straßengbsetze
bedeuten würde." Unzulässig ist auch der.Versuch einer
Kommunalbehörde, ihre Pfl ichien im Wohnungswesen und bei
der Wohnraumbeschaffung indirekt auf den Hauseigenttimer zu
bertraSlen, indem ein Vorhaben unter der Auflage genehmigt-wird, daß die künftigen Hausbewohner von der offiziellCn

Wartel iste genommen werden müßten und ihnen ein langfr ist iger
Mieterschutz eingeräumt wircl.ae Die Auflage zu eineiOutl ine
Planning Permission, claß die Genehmigung 

*bestimmter , .vorbe-

haltener Angelegenheiren" innerhalb einer Frist von 3 Jahren zu
erfolgen habe, wurde dagcgen - al lerdings erst in dri t ter Instenz -
fü r  vernün l t ig  und fa i r  gcha l tcn . t '

. Die Errichtung eines neuen Gebäudes mit r€chtsgüitiger:
Planning Permission bewirkt auromatisch die Wirkungslosigki i t
aller früheren Genehmigungen, auch wenn weg€n offener
IJauweise erne Nutzung .an.demselben Oft n4ch Fenigstel lung
des Baus w ieder  mög l ich  is t . " '

Vorbehalt l ich ei ies Widerrufes oder einer Zeitbestimmung
durch Auflage h-ehält eine Bebauungsgenehmigung ihre Gült igkei l t
grunclsatzlrch 5 Jahre ," '  Sre kann zusammen mit dem Grundstück
veräußen werden.

Bei ihrer E,ntscheidung über die Genehmigungrfähigkeit hat
die ört l iche Planungsbehörde Gegenvorstel iur igeri ' ,  dieiehrend
einer 21tägigen Außerungsfr ist eingegangen sinä, die Festsetzun-
gendes Entwickiungsplans, soweit sie fär den Bauantrag erheblich
sind, und- alle anderen wesentlichen Gesichtspunkte lu bertick-
sichtigen. s3

IIL Die Entwicklungspläne
Unter "dem" Entwicklungsplan sind nech dcf gcsctzlichen

f.egelung der Strukturplan (Structure plan) und je, ler
Entwickiungsplan (Local Plan) einerschl ießl ich i l ier
Planänderungän zu verstehen. sa

ör t l i che
späteren

Der Strukturplan wird von der pianungsbehörde der Graf-
schaft auf der Grundiage einer eingehcndön Analvse gefenigt
und vom Minister durch Genehmigung in Kraft geserzr. Er muß
schrif t l ich begründet und durch graphische Darstel lungen ergänzt
werden. Der Strukturplan sol l  die al lgerneinen planungsziel i  und
Vorschläge für die Entwicklung un<i l lodennutzung der Graf-
schaft fest legen (einschl ießl ich der Mrßnahmen zur Verbesseruns
der Umweltbedingungen und des Verkehrswesens) und . ler Vorl
bereitung der ört l ichen Entwicklungspiäne dienen. Die planungs-
behörde soi l  außer ihrer Analyse insbesondere die bestehenäe
Wirtschaftsplanung und Gesamientwrcklung der Region und die
vorhandenen natüri ichen Ressourcen benicksichtisen. Außerdem
können in dem Plan bestimmte Aktionsräume iAction Areas)
bezeichnet werden, in denen entsprechend den F-estsetzungen
eines önl ichen Entwicklungsplancs kurzfr ist ig umfangrei ihe
Entwicklungsmaßnahmen durchgeführt wcrden sol lerj .  Der
St ruk turp ian  is t  m i t  benachbar ten  I t la  r ru  n  gcn  : r i r  zus t  r  r lmen.  l )  i c
Betei l igung der Bürger bei der Pianr rr fstt ' l  lu ng rsr i i  rr  rch An n:r hnre
von Gegenvo.rstel lungen und behörd l iche r pri i fung i le r.  Vorschl i ige
zu gewährleisten. Der endgülr ige I) lanenrrvurt u ir . i  i t f fcnt l icih
ausgelegt. Der Minister har vor dcr Ce nehmisung cles plancs die
E inwendungen zu  prü fen  und dar f  rn  d iesem 2us imnrcnhang e in
ö f fen t l i ches  Untersuchungsver fahren  (pub l i c  lnour r r , )  durch-
führen ,  in  dem er  a l le rd ings  den t tn r r . rsuch, ,nqsg. 'g , :n i t ; rn t l  un t l
Te i lnehmerkre is  a l le in  bes t immt"  I ) i c  i i r t l r chen l l l ' rn i r r r . , : l , , . l r i i r , l r ' n
m ü s s e n  n e u - e r d i n g s  b e i  i h r e r  I l n t s < ' l r c i . l r r r r g  i i l r c r  , . r n , , '  l l  r r r r n r r , r l l
d ie  genere l len  Z ie le  des  gü l t igen  St rL r l< tu r i r l rns  zur . \us t r ih rung
onngen. - -

D ie  Loca l  P lans  wcrden von t len  I ) rs t r i l { t sp l . } r rungsbc l r i j r t i cn
i n  e i g e n e r  V e r a n t w o r t u n g  a u f g e s r c l l r  r r r r , l  s , , 1 . ' r n , i , ' r .  \ l r r r i s r e r
d ie  Sache n ich t  an  s ich  z ieh t  -  c lu rch  I lesch l r : f l  in  Kra f t  scsc tz r .
wenn s ich  nach ih rer  Ans ich t  aus  t i cnr  S t ruk turp la r r  c ,n  l ted i i r f -
nis ergibt.  Bei den Action Areas wircl cin I ledi ir fnis von Gesetzes
wegen unterstel l t .  Ein Local Plan sol l  im al lgemeinen aus dem
Strukturplan entwickelt werden und l .resteht aus einer Karte mit
schri f t l icher Begründung. Er soi l  konl<rete Vbrschläge des
Distr ikts für Entwicklungsvorhaben untl  sonstige I lodennutzun-
gen oder zu deren Ausführung cnrhalrcn (elnschl ießl ich der
Maßnahmen zur Verbesserung där Umweltbedrngungen uncl des
Verkehrswesens). Pläne mit verschiedenen Zielr ichiungen ocler
Einzugsbereichen sind denkbar. Sie l<<jnnen sich i iberschneiden.
Die sogenannten Distr iktspläne stcl ien eine Weiterentrvicklung
des St ruk turp lans  dar .  Ac t ion  Are  a  p lans  s rnd  r l rc  i i r t l i chen
Entw ick lungsp iäne fü r  d ie  Ak t ionsr i iume unr l  Su l r j cc t  [ ) l : rns
befassen sich mit der Planung einzelner projektc. Die I l i i rgerbe-
tei l igung. erfolgt in der gleichen l iorm rvic irei dcn Struktur,
planen.-"

IV. Schlußbemerkung
Das englische Bauplanungsrecht sieht selbstverständl ich auch

Rechtsmittel gegen Entscheidungen der planungsbehörden vor.
Bei ablehnenden oder nur bedingt stattgebenäen Bescheiden

38  Vg l ,  Husse in  v .  S .S .E .  ( 1971 r  23  p .  &  C .R .  33O;Os t re r che r  v .  S .S .E .
(1978) 122 SJ 1e4.

39 Vgl .  Wal ters v.  S.S.E.  (1979ir  l2Z SJ 826;  Niarchos t_td.  v.  S.S.E.  The
Times, 14 Dec.  t977.

4 0  ( 1 9 2 5 )  A . C . 5 7 8 .
4 l  Vg l .  Pyx  Gran i t e  Co .  v .  M . l { . L .G .  ( 1958 )  I  ( t . 8 .  554 .
42 Ygl .  Fawcett  Propert ies L, td.  v.  Buckinghrm C.C. ( i961) A.C. 6 j6.
43  Vg l .  C i t y  Co rp .  v .  S .S .E .  ( 1972 )  23  p .  &  C .R .  169 .
44 Vgl .  Kingston-upon-Tlrames v.  S.S.E.  ( t973) 1w.L.R. 1549.
4s Vgl ,  App. Dec.  (1977, 1.p.L.742.
46 Vgl .  Heap, Plenning Lgw, S.  114 vor Fn.  ZJ.
a!  Vgl ,  Mixnam's Propcrt ies Ltd.  v.  Chertsey U.D.C. (1964) 1 e.B.  214.
48 Vgl ,  Hal l  & Co. Ltd.  v,  Shorehsm-by-Sea U.D.C. (1964) I  w.L.R. 240.
49 Vgl .  R.  v.  Hi l l ingdon London B.C. (1924) 2 AI I  E.R.64J.
50 Vgl ,  Kent C.C, v.  Kingsway Invesrments Ltd.  (1921) A.C.7?.
51 Vgl .  Pet t icoet  Lane Rentals Ltd.  v.  M.H.L.G. Og71t Z Al l  E.R.793.
52  Secs .  47  ( l )  ( 2 ) , 45 ,46 .
53 Sec.  29 (1)  -  (4) .
54  Sec .20  (1 ) .
55  Secs .  6  -  10 ;  Sec .86  (3 )  L . c . p .L .A .  198o .
56 Secs.  10 C -  15.
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sowie Untätigkeit der Planungsbehörde kann Appeal aum
Secretary of State for the Environment eingelegt werdcR, der
dann auch über das Rechtsmittel entscheidet, sofern cr nicht
erst instanzl ich mit dem Antrag befaßt ist,s7

Das englische Planungsverfahren kennt auch die Möglichkeit,
als Teil eines Bauantrages oder unabhängig davon eine separate
Entscheidung der önlichen Planungsbehörde tiber die Frage
einzuholen, ob ein in Aussicht genommenes Bauvorhaben
Development darstellt und eine r Genehmigung bedarf oder nicht.
Eine solche Entscheidung ist gleichfalls mit dem Appeal anfecht-
bar. Ist der Minister erstinstanzlich mit der Frage befaßt, gibt es
nur eine auf Rec,htsfragen beschränkte Appellationsmöglichkcit
zum Hish Court. to

Die Anrufung des High Court ist darüber hinaus nur möglich,
wenn eine Person durch die Festsetzungen eines Entwicklungs-
planes beschwen wird bzw. bei erst instanzl ichen oder Appella'
t ionsentscheit lungen des Ministers im Genehmigungsverfahren

wie auch im F'allc dee Widerrufs einer Planning Permission durch
eine örtliche,Planungsbehörde. Zulässiges Rechtsmittel ist der
Antrag -3uf Aufhebung der Entscheidung (Application to
Quash),"' Bei ministeriellen Entscheidungen kann auch die
betroffene Behörde den Antrag stellen.

Das in. den Town and Country Planning Acts enthaltene
Bauplanungsrecht ist ein gutes Beispiel dafür, daß die Gesetz-
gebung in England heute weit mehr als nur Berichtigungen des
öomnion Laü enthä1t.60 Die Gesetzesvorhaben zuh Baupla-
nungsrecht in England und Deutschland sind durchaus vergleich-
bar. Es kann eigentlich nicht der Eindruck entstehen, daß sie ein
von Richtern geformtes Common Law als Basis voraussetzen.

57 Sccs .  36 ,37 .
5 8  S e c * . 5 ? , 2 4 7 .
59 Secs. 242 (2) (r),  244,245.
6O So noch Hcnrich, Einführung in das englische Privatrecht, S. 1 5

Aus der Recht$prechung
Die BGII- und BVerwG-Entscheidungen werden von den diesen
(icrichtcn rrngehörcnden tlerausgebern + Mitarbeitern der ZfBR
n r i r gc t t ' r l t .  I )  i t  r r  i t  S t c r r r c l r cn  gckennz -e i chne ten  Le i t sä t ze  s i nd
s o l c h c  d e r  S c i r  r i t r l c i t u n r .

A Pr iva tes  lJaurecht  ( l lG I I )  '  ' :  '  ' .

r . )  B G B  S S  l 3  J ,  r  6 4 *

Im Geschäftsverkehr beziehen sich Vertragscrklärungen, ohne
daß dies besonders deutlich gemacht werden muß, auf das Un-
ternehmen uncl seine Inhaber so, wie sie Vertragspartner gewor!
den sind oder werden sollen. Die Umstände ergeben in einem
solchen Fall, dal3 die Erklärungen an alle Betriebsinha,ber gerich-
tet sind, gegebenenf'alls an dcn allein genannten 4ls Vertrcter der
übrigen Betriebsinhaber.

BGB S 640
Solangc clcr Unternehnrer das Werk ganz oder in besonders ob.
nahmeflihigen Teilen noch nicht übergeben hat, hat der Bestel-
ler es noch nicht abgenonlnlen. Sondereigentum und gemein-
schaftlichcs Eigentum kiinnen auch in Teilen abgenommen w€r-
den. r.

n G t s  s s  2 7 6 , 6 3 5
Hat tler lJesteller cinent l)ritten Schadensers:rtz wegen Baumän-
'eln zu lcisten, dic der Untcrnehmer zu vertreten hat, so kann

- der Bestcllcr von denr Untcrnehmer grundsätzlich auch die an-
teiligen Kosten eines von ihrn mit dem Dritten wegen der Bau-
nrängcl gelührten Vorprozcsses als Schadens€rsatz er$etzt ver-
langcn.  (vg l .  Z f l tR  1983120r ) .

l i ( i l l ,  Ur t .  v .  J t ) .  Jun i  19 tJ3  - *  V I I  ZR 185/8  1  -  (Düsse ldor0

Zunr Sachvcrl i- l t :
Der Kl. ist Architekr. l i r  l ieß auf seinem Grundstück W.str,

58 in D. e ine Eigentums'"vohnungsanlage mit 12 Wohnungen er-
r ichten, dic cr rvciter vcräußerte. Für dieses Bauvorhaben über-
nahm cr sclbst Vorentwurf,  Entwurf,  Bauvorlagen, Ausführungs-
zeichnungen und dic künstlerische Oberleitung, ferner gewisse
Vorbereitungsarbeiten und die Lieferung des Aufzugs.

Ln übrigcn verpfl ichtcten sich die beiden Bekl. durch Vertrag
vom 25.1 1.1972 als " lngenieurbüro B" zur Err ichtung des Ge-
bäudes mit al len Nebenkosten und Nebenleistungen einsch-I.  der
ingenieunechnischen Vorbereitung und der Bauleitung zu einem
"garant ic r te  n"  cbm-Festprc is  von 265, -  DM.

Für dic Vcrjdhrung'von Gewährleistungsansprüchen des Kl.
gcgen die Bekl. haben dic Parteien die fünfjährige Verjührung
dcs IIGIJ vcrcirrbart,  nri t  r \usnahme von Mängeln an der I iassa-
de, für die eine zwe i jährigc Verjährung gelten sol l te.

D ie  E igentumswohnungen waren b is  31 .10 .1973 fe r t igge-
s te l l t .  11  Wohnungen rvurden b is  7 .11 .L973 an  d ie  Enverber  le -

weilr mit, eincm Übergabcprotokoll für die einzelne Wohnung
übergebeq und von diesen bezogen. Die letzte Wohnung hatte
sich der Kl. vqrbehalten. Sie wurde ihm im Januar I974 förm-
lich übergeben und dann von ihm weiterveräu{3ert.

Am 28.3.1974 wurde der Wohnungseigentümergemeinschaft
mit. einem förmlichen Übeqgabeprotökoil aas Gemeinschafts-
cigentum ilbergebcn. Dem ging eine Begchung des Hauses unter
Beteiligung des Bekl zu 1 und des bauleitenden Architekten H.
voraus, in der eine Reihe von Mängeln am Gemeinschaftseigen-
tum festgestellt wurdcn, die in dem Übergabeprotokoll festge-
halten sind.

Die Paneicn-itreiten u.a. über die Haftung der Bekl. für Bau-
mängel am Gemeinschaftseigentum sowie für Schäden, die dem
Kl. aus einem Rechtsstreit mit den Wohnungseigentümern wegen
digser Mängef erwachscp sind. Der Kl. ist rechtskräftig verurteilt,
den Wohnudgseigentümärn firr Baumängel am Gemeinschafts-
eigentum 831000,- DM nebst 4% Zinsen seit 17.12.1977 zu zah-
len. In dern Reehtsstreit zwischen ihm und den Wohnungseigen-
tümcrn hat der Kl. den Bekl. den Streit verkündet, und zwar
dery Bekl. zu 1) am 5,L.L979 (zugestellt am 1O.1.1979) und
dem Bekl, zu 2) am 23,2.L979 (zugestellt am 28.2.1979).

Bei den geltend gemachten weiteren Schäden handelt es sich
u.e. um gerichtl iche und außergerichtl iche Kosten aus dem Vor-
prozeß zwischen dem Kl. und den Wohnunsseiseniümern ein-
ichließlich der Kosten der Beweissicherung, i.tt'.t ,r- sonstige
Nebenforderungen (Zinsen), die der Kl. den Wohnungseigentü-
mern erstattet hat.

Der KI. hat 124.351,02 DM nebst Zinsen eingeklagt und die
Feststellung der Schadensersatzpflicht der Bekl. wegen mangel
haften Trittschallschutzes in der Wohnung G. begehrt. Das LG
hat die Klage wegen Verjährung abgewiesen. Dagegen hat der Kl.
Berufung eingelegt, die Zahlungsklage auf I42.880,+2 DM nebst
Zinsen erhöht und das Feststellungsbegehren auf den mangelhaf-
ten Trittschallschutz im Treppenhaus erweiter!, Das OLG hat
die Berufung zurückgewie sen.

Die Revision des Kl. hatte teilweise Erfols.

Aus den Gründent
I. Das Berufungsgericht ist der Auffassung, daß dem Kl. Scha-

densersatzansprüche wegen der Mängel am Gemeinschaftseigen-
tum in Höhe von 21.512,- DM zustehen, die sich aus den Män-
geln a)  2 und 3,  b)  2,6,7,8,9,21 ,25,  und 26 sowie c)  4 und 5 des
vom Sachveiständigen F. im Beweissicherungsverfahren erstane-
ten Gltachtens (19.225,- DM zuzüglich 127o Regiekosten) er-
rechnen. Schadensersatzansprüche wegen dieser Mängel bestün-
den aber nur gegen den Bekl. zu 1). Nur er sei erfolglos unter
Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung zur Mängelbeseitigung
aufgeforden worden. Daß von dieser Aufforderung auch der
Bekl. zu 2) betroffen sci, habe der Kl. nicht dargetan. Er habe
auch nicht behauptet, daß der Bekl. zu 1) ermächtigt gewesen
sei, für den Bekl. zu 2) Erklärungen gemäß S 634 BGB entgegen-
zunehmen.

Die Schadensersatzansprüche gegen den Bekl. zu 1) seien aber
verjährt. Die Verjährung habe mit dem Bezug und der Übergabe
von 1 1 der 12 Wohnungen, spätestens Ende November 7973 be-
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